
bau und die Entwicklung unserer Rechtspflege"' bei­
spielhaft unter charakterisierenden Stichworten zusam­
menfassen :

— Entmachtung und Bestrafung der Nazi- und Kriegs­
verbrecher;

— Volksrichter, Gerichte und Zentrale Deutsche 
Justizverwaltung;

— neuer Staat und neues Recht;

— Klassenkampf und Gesetzlichkeit;

— Staatsrat und Rechtspflege.

Diese Komplexe innerhalb unserer Staats- und 
Rechtsentwicklung werden nicht exakt mit der histo­
rischen Periodisierung übereinstimmen, können auch 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Sie ent­
sprechen zum Teil mehreren Perioden, laufen zeit­
weilig parallel, treten zu verschiedenen Zeiten in den 
Vordergrund. Sie sollen jedoch nicht nur vielleicht 
subjektiv gefärbte Erinnerungsbilder darstellen, son­
dern - gleichsam im Querschnitt zeigen, in welcher 
Weise Genosse Walter Ulbricht der Entwicklung der 
Rechtspflege seinen Stempel aufgedrückt hat, wie die 
Probleme planmäßig in Angriff genommen und dann 
.gelöst wurden, wenn sie auftauchten und reif zur 
Lösung waren.

Bestrafung der Nazi- und Kriegsverbrecher
Die Entmachtung und Bestrafung der Nazi- und Kriegs­
verbrecher stand an der Spitze der Maßnahmen zur 
Sicherung einer neuen Ordnung. Während die öko­
nomische Entmachtung durch den Volksentscheid in 
Sachsen vom 30. Juni 1946 eingeleitet wurde, bildeten 
das Statut des Internationalen Militärgerichtshofes in 
Nürnberg vom 8. August 1945 und das Gesetz Nr. 10 
des Alliierten Kontrollrates vom 20. Dezember 1945 
die Rechtsgrundlagen für die Bestrafung von Kriegs­
verbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
die gegen Angehörige fremder Völker und Nationen 
begangen worden waren. Für die Aburteilung solcher 
Verbrechen, die deutsche Staatsbürger gegen Deutsche 
oder Staatenlose begangen hatten, sah das Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 10 vor, daß die Besatzungsmächte deut­
sche Gerichte für zuständig erklären können. Durch 
den Befehl der SM AD Nr. 201 vom 16. August 1947 
wurde den Gerichten in der Sowjetischen Besatzungs­
zone die Bestrafung dieser Verbrechen übertragen.

Schon im Sommer 1945 waren die Gerichte, die in der 
Sowjetischen Besatzungszone bereits seit dem Mai/Juni 
in eigener Verantwortung zu arbeiten begonnen hat­
ten, gestützt auf das alte Strafgesetzbuch und völker­
rechtliche Grundsätze, zur Aburteilung einzelner 
Kriegsverbrecher übergegangen. Das entsprach dem 
Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945, der vom Genossen 
Walter Ulbricht in der ersten Zusammenkunft anti­
faschistischer Funktionäre im Stadthaus nochmals 
erläutert wurde17.
Dies bestärkte Genossen Ernst M e l s h e i m e r ,  da­
mals Oberstaatsanwalt in Berlin-Friedenau18, und 
mich, damals Oberstaatsanwalt in Berlin-Steglitz, von 
der Richtigkeit des Entschlusses des Genossen Mels­
heimer, gegen einen aktiven Nazi namens Kieling, der 
in Friedenau in den letzten Kriegstagen einen Anti-

M> Vgl. Art. 90 Abs. 1 der neuen Verfassung:
„Die Rechtspflege dient der Durchführung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit, dem Schutz und der Entwicklung der Deut­
schen Demokratischen Republik und ihrer Staats- und Gesell­
schaftsordnung. Sie schützt die Freiheit, das friedliche Leben, 
die Rechte und Würde der Menschen.“
17 Vgl. W. Ulbricht, a. a. O., Bd. II, S. 420 ff.
1« Ernst Melsheimer, geb. 9. April 1897, 1945 Oberstaatsanwalt in 
Berlin-Friedenau, 1946 erst Hauptabteilungsleiter, dann Vize­
präsident der Deutschen Justizverwaltung, ab 1949 General­
staatsanwalt der DDR, gest. 25. März 1960.

faschisten erschossen hatte, ein Strafverfahren durch­
zuführen, in dem dieser zum Tode verurteilt wurde19.

Damit begann die konsequente Bestrafung der Nazi- 
und Kriegsverbrecher auf dem Territorium der DDR.

Volksrichter, Gerichte und Zentrale Deutsche 
Justizverwaltung

„Umbau des Gerichtswesens gemäß den neuen, demo­
kratischen Lebensformen des Volkes“ war eine Forde­
rung im Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945, die Wal­
ter Ulbricht in seiner Rede auf der Parteiarbeiterkonfe­
renz der KPD in Leipzig am 19. Oktober 1945 konkreti­
sierte. Hier wurde eigentlich bereits das ganze Pro­
gramm der demokratischen Rechtspflege entwickelt: 

„Die besten Antifaschisten, die dafür geeignet sind, 
sollen als Richter eingesetzt werden. Die juristische 
Bildung werden sie schon erhalten ... Es gibt trotz­
dem noch genügend Juristen, die keine Faschisten 
waren, mit denen sollen sie Zusammenarbeiten ... 
Und wenn dazu noch solche Veränderungen getroffen 
werden, daß man überall den Schöffen ein größeres 
Gewicht in der Rechtsprechung gibt, .. .dann wird es 
auch auf dem Gebiet des Rechtswesens ganz gut 
vorangehen.“20 

Mit großer Hartnäckigkeit stellte Walter Ulbricht die 
Frage: Wieviel Antifaschisten habt ihr als Volksrichter 
vorgeschlagen? — so Ende 1945 auf der Beratung 
der Richtlinien der KPD für die Wirtschaftspolitik und 
auf einer Beratung von Funktionären der KPD in 
Ottendorf; auf dem 1. FDGB-Kongreß im Februar 
1946; auf der 1. Reichskonferenz der KPD am 2. und
3. März 1946; in einem Artikel in der „Einheit“ im 
März 1946 über die „Gegenwartsforderungen der So­
zialistischen Einheitspartei Deutschlands“, bis zu den 
„Grundsätzen und Zielen der SED“ und der Veranke­
rung des Volksrichters in den Länderverfassungen der 
Jahre 1946/47.
Der Volksrichter ist der Beginn der revolutionären 
Umwälzung in der Justiz. Und vielleicht ergibt sich 
aus dieser Bedeutung auch das Gewicht, mit dem 
Walter Ulbricht sich dafür einsetzte und das, wie mir 
scheint, dem Gewicht der Arbeit gleichkommt, die er 
als Vorsitzender des Staatsrates der sozialistischen 
Rechtspflege und der Vollendung der revolutionären 
Umwälzung auf dem Gebiete des Rechts widmet. Der 
Volksrichter in den Amts- und Landgerichten — nur 
nach Kämpfen in den Oberlandesgerichten! — war Aus­
druck des Aufbaus der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung; er war Ausdruck der Zerschlagung des alten 
Justizapparates und zugleich eine Sicherung dagegen, 
daß reaktionäre Kräfte wieder, wie 1918, die Gerichte 
zum Kampf gegen die Demokratie ausnutzten. Die Ein­
führung der Volksrichter geschah nicht konfliktlos, 
und in Verbindung mit der Festigung ihrer Stellung 
erhoben sich weitere Fragen der Justiz, die Walter 
Ulbricht klärend und prinzipiell auf nahm: die Unab­
hängigkeit der Gerichte, die Unabsetzbarkeit der Rich­
ter, die Rolle der „Advokaten“, die Anwendung des 
übernommenen Rechts in demokratischem Geist, um so 
das alte Recht zu werdendem Recht zu machen. Diese 
Fragen beantwortete Walter Ulbricht vor allem auf 
der 1. Juristen-Konferenz der SED im März 1947 und 
in seiner Rede auf dem II. Parteitag der SED im 
September 194721.
Auf der staatlichen Seite lag ein wesentlicher Teil der 
Verantwortung für die Volksrichter bei der Deutschen 
Justizverwaltung. Das war neben der Entscheidung

19 Vgl. Deutsche Volkszeitung vom 29. Juni 1945; Die Haltung 
der beiden deutschen Staaten zu den Nazi- und Kriegsver­
brechen, Berlin 1965, S. 25 ff.
79 W. Ulbricht, a. a. O., Bd. H (Zusatzband), S. 269.
21 W. Ulbricht, a. a. O., Bd. HI. Berlin 1953, S. 106 ff. und S. 181 ff.
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